

[image: cover]




Betrachtung eines Paradigmenwechsels im System der


Bundesrepublik unter Einbeziehung von Parteiendifferenz und


Vetospieler-Theorie




Vorwort zur 2. Auflage


Seit diese Bachelor-Arbeit vorgelegt wurde, also im Sommer des Jahres 2007, hat sich viel ereignet. Dennoch ist das Thema nach wie vor aktuell, denn es spielt in der Frage der Aufarbeitung des Abstiegs der SPD in den letzten beiden Jahrzehnten von einer Partei, die im Jahr 1998 mit 40.9% der Stimmen bei der Bundestagswahl zusammen mit der Partei Bündnis ‘90/Grüne die Regierung übernahm, zu einer Partei, die im Jahr 2017 mit 20.5% das schlechteste Ergebnis in ihrer Geschichte zur Zeit der Bundesrepublik erzielte. Im Jahr 1998 wählten rund 20.2 Mio. Menschen die SPD - 2017 waren es nur noch rund 9.5 Mio.


In diesen gut 20 Jahren verloren die Sozialdemokraten nicht nur zahlreiche Wahlen, sondern auch Mitglieder und mehr und mehr die Möglichkeit, Regierungen jenseits einer großen Koalition mit der CDU zu bilden. Eine Rolle bei diesem Abstieg dürften auch die „Reformen“ spielen, um die es in dieser Bachelor-Arbeit geht. Denn die Agenda 2010 war innerhalb und außerhalb der SPD von Anfang an umstritten. Eine Nebenfolge der Politik Gerhard Schröders im Sozialbereich war die Entstehung der Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit (WASG) und deren Fusion mit der PDS zur Linkspartei, die inzwischen zu einer etablierten Partei nicht nur in Ost- sondern auch in Westdeutschland wurde.


Immer wieder wurde auch in der SPD diskutiert, Korrekturen an der Agenda 2010 vorzunehmen - eine Diskussion, die bis in die heutige Zeit aktuell ist. Denn in diesem politischen Programm wird einer der Ursachen des Niedergangs der SPD in den vergangenen Jahren gesehen. Somit handelt es sich bei der Untersuchung des Paradigmenwechsels in der Sozialpolitik der rot-grünen Regierung Gerhard Schröders nicht um ein Thema von vorgestern, sondern um eines, das bis in die heutige Zeit nachwirkt und auch noch jetzt die Diskussionen innerhalb der SPD bestimmt.


Die vorliegende Arbeit erscheint nunmehr in der zweiten Auflage bei Books on Demand, nachdem sie in den vergangenen zehn Jahren im Grin-Verlag erhältlich war. Inhaltlich wurde die Arbeit nicht verändert. Es handelt sich also nach wie vor um den Originaltext der Arbeit, die im Jahr 2007 an der Universität Bielefeld vorgelegt wurde. Verändert wurde einzig die Zitierweise, die im Ursprungstext die amerikanische war, nun wegen der besseren Lesbarkeit hier in die Fußnoten verlegt wurde.


In der Zwischenzeit sind zu diesem Thema und zu Themen, die mit diesem zusammenhängen, zahlreiche weitere Bücher veröffentlicht worden. Zu denken wäre da unter anderem an die neuesten Ausgaben von Christoph Butterwegges Büchern »Krise und Zukunft des Sozialstaats«, »Hartz IV und die Folgen« sowie das Buch »Hartz IV und der Tag gehört Dir« von Björn Lange. Auch mit der Entwicklung der SPD befaßt sich das Buch von Christoph Egle u.a. »Die zweite große Koalition«. Beiträge zur Parteienforschung finden sich in den Büchern zur Bundestagswahl 2009 und 2013 von Karl-Rudolf Korte und anderen. Speziell die Entwicklung der SPD beleuchten Richard Bercanays Buch »Sozialdemokratie im Abbruch« und das Buch »Von Schröder zu Merkel« von Manfred Krapf.


Somit sind viele Ansatzpunkte denkbar, die an das Thema dieser Arbeit anknüpfen können, und von denen sicher viele lohnenswerte und interessante Ergebnisse bringen könnten.




1. Einleitung


In der vorliegenden Arbeit soll untersucht werden, inwieweit in der Sozialpolitik der rot-grünen Bundesregierung in der Zeit von 1998 bis 2005 ein Paradigmenwechsel stattgefunden hat. Zu diesem Zweck werden die Politikbereiche der Rentenpolitik und der Arbeitsmarktpolitik untersucht werden.


Zur Definition eines Paradigmenwechsels wird die Theorie Peter A. Halls herangezogen, der drei Stufen des Politikwechsels voneinander abgrenzt. Entlang dieser Stufen wird untersucht, welcher Art die Politikwechsel sind, die durch die rot-grüne Regierung vorgenommen wurden. Anhand dieser Kategorien soll auch untersucht werden, ob der Paradigmenwechsel sowohl in Hinblick auf die Politik der Vorgängerregierung als auch im Hinblick auf die bisherigen Positionen der SPD stattgefunden hat.


In einem ersten Schritt wird die Sozialpolitik der rot-grünen Regierung zunächst anhand der Renten-, anschließend der Arbeitsmarktpolitik und jeweils im Hinblick auf die Frage des Ausmaßes des Wandels untersucht. Anschließend wird anhand der Vetospieler-Theorie und der Parteiendifferenztheorie der Frage nachgegangen, welche Begleitumstände den Paradigmenwechsel begünstigten oder behinderten.


Zur Bearbeitung dieser Frage wurde insbesondere Literatur herangezogen, die sich politikwissenschaftlich mit den Ergebnissen rot-grünen Regierens in der Zeit zwischen 1998 und 2005 befaßten. Zudem wurden Betrachtungen zum Paradigmenwechsel hinzugezogen, insbesondere im Sinne von Peter A. Hall. Weitere Artikel und Beiträge wurden herangezogen, die die Entwicklung in der Sozialpolitik während der rot-grünen Regierung nachzeichneten.


Obwohl die Regierungszeit der rot-grünen Koalition noch nicht so weit zurückliegt, ist die Literaturlage diesbezüglich bereits beachtlich, umfaßt jedoch nicht alle Aspekte rot-grünen Regierens in voller Tiefe. Schon deshalb, und weil die Untersuchung aller sozialpolitischen Bereiche rot-grüner Politik den Rahmen dieser Arbeit gesprengt hätte, mußte das Themengebiet eingegrenzt werden.


Die Entscheidung, den Schwerpunkt auf die Arbeitsmarkt- und die Rentenpolitik der rot-grünen Regierung zu legen, fiel in erster Linie deshalb, weil die Paradigmenwechsel in der rot-grünen Sozialpolitik in diesen beiden Bereichen besonders anschaulich sind, und es daher naheliegt, diese Bereiche zu bearbeiten und die Ergebnisse zu vergleichen. Dabei wird der Blick insbesondere auf die SPD gerichtet, weil sie die für diese Politikbereiche zuständigen Ministerien besetze, und weil gerade die Sozialpolitik für die SPD ein zentraler Politikbereich für die parteipolitische Profilierung ist.




2. Theoretische Grundlagen


2.1. Paradigmenwechsel


Eingangs soll erläutert werden, was unter einem Paradigmenwechsel verstanden, und an welchen Kriterien dieser festgemacht wird. In der politikwissenschaftlichen Literatur wird zur Erklärung der Entwicklung der Sozialpolitik unter der rot-grünen Regierung oftmals auf die drei Formen des politischen Wandels zurückgegriffen, die Peter A. Hall identifiziert hat.


Zur Entwicklung dieser unterschiedlichen Ordnungen von Wandel legt Peter Hall zugrunde, daß der politische Prozeß drei Variablen enthält, nämlich die übergeordneten Ziele in einem Politikfeld, die Instrumente, mit denen diese Ziele erreicht werden sollen und die genauen Einstellungen dieser Instrumente.1 Hieran orientieren sich die drei Ordnungen des politisches Wandels nach Hall: Der Wandel erster Ordnung wird als ein »Wandel von Parametern der Policy-Instrumente«2 beschrieben. Der Wandel zweiter Ordnung stellt den Wandel der Policy-Instrumente selbst dar, während der Wandel dritter Ordnung den Wandel der Policy-Ziele darstellt, also den Wandel von Problemdefinitionen.3


Hall beschreibt sein Modell des politischen Wandels anhand des Paradigmenwechsels in der britischen Wirtschaftspolitik vom Keynesianismus zum Monetarismus unter Thatcher. Ein solch grundlegender Wandel, der die unmittelbaren Ziele und Problembeschreibungen tangiert, also ein Wandel dritter Ordnung, bringt auch einen Wandel der Policy-Instrumente und deren Einstellungen mit sich.4 Entsprechend enthält ein Wandel zweiter Ordnung auch einen Wandel erster Ordnung. Somit werden diese unterschiedlichen Stufen politischen Wandels kumulativ verstanden.5


Ein Beispiel für einen Wandel der ersten Ordnung wäre die Erhöhung der Selbstbeteiligung in der gesetzlichen Krankenversicherung, während die Einführung einer Praxisgebühr einen Wandel zweiter Ordnung darstellen würde,6 denn hier wird ein neues Politik-Instrument eingeführt. Gebe es keine Selbstbeteiligung in der Krankenversicherung, wäre somit deren Einführung in Wandel zweiter Ordnung. Wird hingegen zum Beispiel die Beitragssatzstabilität als eigenes Ziel eingeführt, wäre dies ein Wandel der dritten Ordnung.7
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